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Ein „Update für den deutschen Finanzmarkt“ hat Bundesfinanzminister Christian Lindner bei der 50-Jahr-Feier des instituts für

kredit- und finanzwirtschaft (ikf) der Ruhr-Universität Bochum am4.6.2024 gefordert, um die Transformation derWirtschaft finan-

zieren zu können. In Deutschland würden unternehmerische Vorhaben vor allem mit Fremdkapital realisiert, Vorsorge werde tra-

ditionell in Kategorien der Versicherung betrieben. Zukünftig sollte stärker auch mit Eigenkapital Wachstum finanziert werden. In

puncto steuerlicher Abzugsfähigkeit plädiere er sehr dafür, beide Kapitalarten gleichzustellen. Eine größere Wachstumsdynamik

in Deutschland und Europa könne nur erreicht werden, wenn dieMöglichkeiten der Kapitalmärkte künftig stärker genutzt würden.

Neben der Einführung einer kapitalgedeckten Rentewill Lindner dasWagnis- undWachstumskapital in Deutschland fördern. Kapi-

talsammelstellen in Deutschland würden bestimmte Assetklassenwie Private Equity und Venture Capital meiden, sie konzentrier-

ten sich vor allem auf Immobilien und Staatsanleihen. Das sei in anderen europäischen Volkswirtschaften nicht so. Daher gelte es,

den „Risikoappetit“ der deutschen Kapitalsammelstellen zu steigern, und auch bei der Aufsicht über Kapitalmarktinstitutionen

„könneman besser werden“. Von großer Wichtigkeit sei die Vollendung der Kapitalmarktunion, insbesondere durch die Verbesse-

rung des Verbriefungsmarkts, die Schaffung einer einheitlichen – nicht einer zentralisierten – Banken- und Versicherungsaufsicht

sowie Erleichterungen beim Listing (vgl. dazu auch Kaserer, BB 22/2024, Die Erste Seite). Darüber hinaus müsse der Finanzmarkt

innovativer werden. Fintechs und Kryptoanbieter hätten einen großen Marktanteil erreicht, die regulatorischen Rahmenbedin-

gungen für den Markteintritt in Deutschland seien jedoch vergleichsweise hoch. Nicht hilfreich sei beispielsweise gewesen, wenn

bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht bis vor Kurzem noch immer vor allem mit Papier gearbeitet wurde und

die Möglichkeit, auf Englisch zu kommunizieren, teilweise limitiert war. Insgesamt sei eine stärkere Orientierung hin zu Risiko,

Individualität undMarkt anstelle von Sicherheit, Kollektivität und Staat erforderlich.
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Ressortleiterin

Bilanzrecht und

Betriebswirtschaft

Rechnungslegung
GRI: Vorgeschlagene Änderungen an GRI

202, 401 und 402

-tb- Die Global Reporting Initiative (GRI) hat Än-

derungen an „GRI 202: Marktpräsenz 2016“, „GRI

401: Beschäftigung 2016“ und „GRI 402: Arbeit-

nehmer-Arbeitgeber-Verhältnis 2016“ vorge-

schlagen. Diese betreffen die Gestaltung von Ar-

beitsverhältnissen, Arbeitsentgelten und Arbeits-

zeiten sowie den Umgang mit bedeutenden Ver-

änderungen für Arbeitnehmer. Die PM ist unter

https://www.globalreporting.org abrufbar. Kom-

mentare werden bis zum 4.10.2024 erbeten.

CDP: Neue Angabeplattform

-tb- Das Carbon Disclosure Project (CDP) hat sei-

nen überarbeiteten Fragebogen zu den Themen

„Klima“, „Wälder“, „Wasser“, „Biologische Vielfalt“

und „Kunststoffe“ veröffentlicht. Dieser soll Un-

ternehmen bei der Bewertung der Umweltrisi-

ken, -auswirkungen und -chancen ihrer Ge-

schäftstätigkeit, ihrer Lieferkette und ihrer Fi-

nanzentscheidungen unterstützen. Die PM ist

unter https://www.cdp.net abrufbar.

BReg: Auskunft zu Unterschieden von Han-

dels- und Steuerbilanz

Die Bundesregierung (BReg) sieht keinen Hand-

lungsbedarf im Verhältnis der rechtlichen Vor-

gaben für die Handels- und Steuerbilanzen für

Unternehmen. Ein Abbau der Abweichungen

zwischen den handels- und steuerrechtlichen

Vorgaben ginge entweder zu Lasten der

Informationszwecke der Handelsbilanz oder zu

Lasten der Steuergerechtigkeit oder er wäre mit

Steuermindereinnahmen verbunden, schreibt die

Bundesregierung in ihrer Antwort (20/11573) auf

eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (20/11354).

Unter anderem erklärt die Bundesregierung dazu:

„Die Handelsbilanz dient insbesondere demGläu-

bigerschutz und ist Bemessungsgrundlage für die

Ausschüttung von Gewinnanteilen an die Gesell-

schafter und für das Entnahmepotenzial der Ein-

zelunternehmer. So sind Rückstellungen für künf-

tige Verpflichtungen mit dem Erfüllungsbetrag

unter Berücksichtigung künftiger Preis- oder Kos-

tensteigerungenanzusetzen. ImUnterschieddazu

ist die Steuerbilanz das Instrument für die Ermitt-

lungdes steuerlichenGewinns. Dieserhat sich vor-

rangig am steuerlichen Leistungsfähigkeits- und

Nettoprinzip zu orientieren.“ Die Steuerbilanz bil-

de den Gewinn für das abgelaufene Wirtschafts-

jahr ab und sei Grundlage für die jährliche Steuer-

festsetzung. Vor diesem Hintergrund würden bei-

spielsweise bei der Rückstellungsbewertung künf-

tige Entwicklungen nicht berücksichtigt, erklärt

dieBundesregierung.
(hib 381/2024 vom 5.6.2024)

Wirtschaftsprüfung
IDW: Aufhebung von IDW PH 9.420.4

Der Prüfungshinweis „Vermerk des Abschlussprü-

fers nach § 17a Abs. 7 S. 2 KHG (IDW PH 9.420.4)

(Stand: 22.11.2006)“ des Instituts der Wirtschafts-

prüfer (IDW) ist zum 5.4.2024 (Billigung durch

den Hauptfachausschuss des IDW) aufgehoben

worden. Die in § 17a KHG geregelte Finanzierung

der Ausbildungsstätten und -vergütungen hat

seit der Einführung im Jahr 2004 an praktischer

Relevanz verloren. Insbesondere ist das Budget-

volumen im Verhältnis zu anderen Budgets im Be-

reich der Krankenhausfinanzierung gering. Zu-

demmüsste IDW PH 9.420.4 grundlegend überar-

beitet werden, da er mittlerweile in Widerspruch

zur aktuellen Auffassung des Krankenhausfach-

ausschusses (KHFA) des IDW steht. Bei der Prü-

fung nach § 17a Abs. 7 S. 2 KHG liegt (nunmehr)

ein separater Auftrag vor. Es handelt sich nicht um

eine gesetzliche Erweiterung der Jahresab-

schlussprüfung. Der KHFA erarbeitet derzeit einen

neuen Prüfungshinweis zur Prüfung nach § 6a

Abs. 3 S. 4 Nr. 1–5 KHEntgG („Pflegebudget“).

Das Pflegebudget stellt einen deutlich höheren

Anteil an den Gesamterlösen eines Krankenhau-

ses dar und ist daher auch von der wirtschaft-

lichen Bedeutung entsprechend höher einzustu-

fen. Prüfungen nach § 17a Abs. 7 S. 2 KHG kön-

nen dann zukünftig analog auf den neu erarbeite-

ten Prüfungshinweis zum Pflegebudget

(ebenfalls separater Auftrag) angewendet wer-

den.
(IDW Aktuell vom 5.6.2024)

IDW: Stellungnahme zum Entwurf des NIS-2-

Umsetzungs- und Cybersicherheitsstär-

kungsgesetzes

Das IDW hat sich zum Referentenentwurf des

NIS-2-Umsetzungs- und Cybersicherheitsstär-

kungsgesetzes (NIS2UmsuCG) geäußert. In seiner

Stellungnahme gegenüber dem Bundesministeri-

um des Innern und für Heimat (BMI) regt das

IDW angesichts der Cyberbedrohungslage weite-

re Maßnahmen zur externen Qualitätssicherung

und zur Stärkung der Cyberresilienz an. In seiner

Stellungnahme kritisiert das IDW, dass die Pflicht,

die Erfüllung von Sicherheitsmaßnahmen nach-

zuweisen, nur für Betreiber kritischer Anlagen

vorgesehen ist. Angesichts der gesteigerten Cy-

berbedrohungslage sollte nach Auffassung des

IDW auch die Sicherheit der besonders wichtigen

Einrichtungen gesteigert werden. Ein Nachweis

durch externe Sicherheitsaudits, Prüfungen oder

Zertifizierungen würde eine zusätzliche Quali-
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